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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Niedersächsischen

Kommunalbesoldungsverordnung

Vom 8. Oktober 2020

Aufgrund des § 20 Abs. 3 des Niedersächsischen Besoldungs-
gesetzes vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017
S. 64), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
12. Mai 2020 (Nds. GVBl. S. 116), wird im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium verordnet:

Artikel 1

§ 3 der Niedersächsischen Kommunalbesoldungsverordnung vom 29. November 2013 (Nds. GVBl. S. 267), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 53), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Angabe „§ 5“ durch die Angabe „§ 20“ ersetzt.

2. Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Bei den Kommunen darf die Aufwandsentschädigung die folgenden monatlichen Höchstbeträge nicht überschreiten:

3. Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Zahl „260“ durch die Zahl „312“ und die Zahl „175“ durch die Zahl „210“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Zahl „205“ durch die Zahl „246“ und die Zahl „140“ durch die Zahl „168“ ersetzt.

4. In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „drei Viertel der für diese oder diesen festgelegten“ durch die Worte „die für diese oder die-
sen festgelegte“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 8. Oktober 2020

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

P i s t o r i u s

Minister

Einwohnerzahl Hauptverwaltungsbeamtin
oder Hauptverwaltungs-

beamter

Allgemeine Stellvertreterin 
oder allgemeiner Stellvertreter 

und sonstige Beamtin oder
sonstiger Beamter nach

Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a

Weitere Beamtin oder weiterer 
Beamter auf Zeit und sonstige 

Beamtin oder sonstiger
Beamter nach Absatz 1 Satz 2 
Nrn. 1 und 2 Buchst. b und c

(monatlicher Höchstbetrag 
in Euro)

(monatlicher Höchstbetrag 
in Euro)

(monatlicher Höchstbetrag
in Euro)

Gemeinden und
Samtgemeinden bis  10 000 168 114 84.“

10 001 bis  20 000 246 168 126.“

20 001 bis  30 000 294 198 150.“

30 001 bis  50 000 330 222 168.“

50 001 bis 150 000 372 246 186.“

über 150 000 414 276 210.“

Landkreise und
Region Hannover 372 246 186.“
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Niedersächsische Verordnung über 
Beherbergungsverbote zur Eindämmung 

des Corona-Virus SARS-CoV-2 
(Niedersächsische Corona-Beherbergungs-Verordnung)

Vom 9. Oktober 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sätze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385), in Verbindung mit
§ 3 Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember 2011
(Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung vom
4. August 2020 (Nds. GVBl. S. 266), wird verordnet:

§ 1

Beherbergungsverbot

(1) 1In Hotels, Pensionen, Jugendherbergen und ähnlichen
Beherbergungsbetrieben sind Übernachtungen zu touristischen
Zwecken untersagt für Personen aus einem vom Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung festgelegten und
veröffentlichten Gebiet oder einer Einrichtung, in dem oder in
der die Zahl der Neuinfizierten im Verhältnis zur Bevölke-
rung 50 oder mehr Fälle je 100 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner kumulativ in den letzten sieben Tagen beträgt, die
nicht über ein ärztliches Zeugnis in Papierform oder digitaler
Form verfügen, das bestätigt, dass keine Anhaltspunkte für das
Vorliegen einer Infektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2
vorhanden sind. 2Ein aus einem fachärztlichen Labor stammen-
der Befund ist ein ärztliches Zeugnis. 3Das ärztliche Zeugnis
muss sich auf eine molekularbiologische Testung stützen, die
höchstens 48 Stunden vor der Anreise vorgenommen worden
ist. 4Maßgeblich für den Beginn der 48-Stunden-Frist ist der
Zeitpunkt der Feststellung des Testergebnisses. 5Das Unterbrin-
gungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für Gäste,  

1. die zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich oder
medizinisch veranlasst anreisen, 

2. die einen sonstigen triftigen Reisegrund haben, insbesondere
einen Besuch einer oder eines Familienangehörigen, einer
Lebenspartnerin, eines Lebenspartners oder einer Partnerin
oder eines Partners einer nichtehelichen Lebensgemein-
schaft, die Wahrnehmung eines Sorge- oder Umgangsrechts

oder den Beistand oder die Pflege schutzbedürftiger Perso-
nen, oder 

3. für die das für den Beherbergungsbetrieb zuständige Ge-
sundheitsamt in begründeten Einzelfällen auf Antrag eine
Ausnahme zugelassen hat. 

(2) 1Für Übernachtungen in Ferienwohnungen, Ferienhäu-
sern und auf Campingplätzen zu touristischen Zwecken gilt Ab-
satz 1 entsprechend. 2Die Untersagung nach Satz 1 gilt nicht
für die Nutzung von dauerhaft angemieteten oder im Eigen-
tum befindlichen Immobilien und von dauerhaft abgestellten
Wohnwagen, Wohnmobilen und ähnlichen Einrichtungen
ausschließlich durch die Nutzungsberechtigten.

(3) 1Die Untersagung nach Absatz 1, auch in Verbindung
mit Absatz 2, gilt nur für Personen, die nach dem Zeitpunkt
der Veröffentlichung nach Absatz 1 Satz 1 nach Niedersachsen
eingereist sind. 2Liegt das nach Absatz 1 Satz 1 veröffentlichte
Gebiet oder die nach Absatz 1 Satz 1 veröffentlichte Einrich-
tung in Niedersachsen, so tritt an die Stelle des Zeitpunkts der
Einreise der Zeitpunkt des Beginns der Beherbergung. 

§ 2

Ordnungswidrigkeiten

(1) Verstöße gegen § 1 stellen Ordnungswidrigkeiten nach
§ 73 Abs. 1 a Nr. 24 des Infektionsschutzgesetzes dar und wer-
den mit Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet.

(2) Die nach dem Infektionsschutzgesetz zuständigen Behör-
den und die Polizei sind gehalten, die Bestimmungen dieser
Verordnung durchzusetzen und Verstöße zu ahnden.

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 9. Oktober 2020

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin
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